
  

Der Vorsitzende des
Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und 
Beschäftigung
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schloßplatz 6-65183 Wiesbaden
Telefon (0611) 31-3397
Telefax (0611) 31-3902
Sachbearbeiterin Elke Kessel

Wiesbaden, 19.03.2014
1. Den Mitgliedern des
    Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Herrn Stadtverordnetenvorsteher

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung

am Mittwoch, 26. März 2014, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 22 (EG), Schloßplatz 6, Wiesbaden

   Tagesordnung I 
    

1. Genehmigung der Niederschrift der Sitzung am 05.02.2014
    

2. 14-F-33-0030

Finanzausstattung Kommunen
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 07.03.2014-

Laut Koalitionsvertrag auf Landesebene soll der Kommunale Finanzausgleich (KFA) 
überarbeitet werden. Dabei soll zunächst der Finanzbedarf der Kommunen ermittelt werden, um 
eine faire Finanzverteilung zu gewährleisten.   
Außerdem hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof in Kassel entschieden, dass die Regelung 
zur Finanzierung der Jugendhilfe nicht mit dem Anspruch der Kommunen auf eine 
angemessene Finanzausstattung vereinbar sind (Aktenzeichen 8 A 1255/12).  

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, 

a. sich bei der Reform des Kommunalen Finanzausgleiches und dabei insbesondere bei der 
Ermittlung einer angemessenen Finanzausstattung für die Interessen Wiesbadens 
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einzusetzen. Wenn nötig, soll dies im Verbund mit anderen hessischen Großstädten 
geschehen.

b. dem Ausschuss, nach dem Bekanntwerden der neuen Reglungen, über die Auswirkungen 
derselben zur Finanzierung der Jugendhilfe auf die Landeshauptstadt Wiesbaden zu 
berichten. 

    
3. 14-F-33-0031

Erlass de HMdIS zur kommunalen Haushaltskonsolidierung
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 06.03.2014-

Seit dem 3. März gibt es einen Erlass aus dem Hessischen Ministerium des Inneren, der sich mit 
kommunaler Haushaltskonsolidierung beschäftigt. Unter anderem ist darin die Rede davon, dass 
Kommunen für ausgeglichene Gebührenhaushalte sorgen sollen. 

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu erläutern, ob und gegebenenfalls welche Auswirkungen der Erlass auf 
die Landeshauptstadt Wiesbaden haben könnte und unter welchen Bedingungen mit möglichen 
Auswirkungen zu rechnen ist. 

    
4. 14-F-33-0032

Klinikförderung mit jährlichen Pauschalen
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 12.03.2014-

Der Entwurf für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Krankenhausgesetzes 2011 (Ltg.-Drs. 
19/140) soll die Investitionsförderung für Krankenhäuser ab 2016 auf jährliche Pauschalen 
umgestellt werden. Krankenhäuser mit Notfallversorgung sollen dabei einen Aufschlag von 15 
Prozent bekommen. 
Für die Übergangszeit soll zudem ein Sonderprogramm von zusätzlich 120 Millionen Euro 
aufgelegt werden.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten

a. zu berichten, ob sich der Landeszuschuss in Höhe von 68 Millionen Euro für den Neubau an 
der HSK durch das Sonderprogramm erhöht;

b. nach Bekanntwerden der Berechnungsgrundlage über die Auswirkung der neuen 
Pauschalförderung für den Gesundheitsstandort Wiesbaden zu berichten. 

   
5. 14-F-08-0016

Verbesserte Eigenkapitalausstattung der WiBau GmbH
 -Antrag der Fraktion Linke&Piraten vom 19.03.2014
 
 Bei der Gründung der WiBau GmbH wurde die Gesellschaft im Hinblick auf ihr kapitalintensives 

Geschäftsmodell mit einem zu geringen Eigenkapital ausgestattet. Die sehr schwache 
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Kapitalisierung hat zwar bisher nicht zu gravierenden Problemen geführt, aber mittlerweile ist 
eine ordnungsgemäße Durchführung des täglichen Geschäftes, insbesondere die Abarbeitung 
von Planungsaufträgen, mit den vorhandenen liquiden Mitteln nicht mehr gesichert. Angesichts 
der angespannten Ertragslage ist eine Inanspruchnahme von teuren Betriebsmittelkrediten so 
lange als möglich zu vermeiden. Die Landeshauptstadt Wiesbaden steht hier als indirekte 
Eigentümerin in der Pflicht, die WiBau GmbH mit einem angemessenen Eigenkapital 
auszustatten.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten, die städtische Gesellschaft WiBau GmbH in geeigneter Weise 
dergestalt mit Eigenkapital auszustatten, dass die Gesellschaft ihr laufendes Geschäft betreiben 
kann ohne dabei auf die Inanspruchnahme von teuren Betriebsmittelkrediten angewiesen zu 
sein.

    
6. 14-F-33-0012

Finanzausstattung der Kommunen bei Sozialausgaben
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 15.01.2014-
 

ANLAGE: Bericht des Magistrats (Dezernat VI) vom 12.03.2014

    
7. 14-F-33-0013

Eckwertebildung
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 20.01.2014-
 
 ANLAGE: Schreiben des Magistrats (Dezernat VI) vom 04.03.2014

    
8. 13-F-33-0109

Ausbildungsplatzsituation 2013
 -Antrag der Fraktionen von CDU und SPD vom 21.11.2013-

ANLAGE: Bericht des Magistrats (Dezernat III) vom 25.02.2014

    
9. 14-V-20-0015 DL 17/14-8

Bericht über die Eigenbetriebe und Beteiligungsgesellschaften der Landeshauptstadt Wiesbaden 
2012

    
10. Bericht des Stadtkämmerers zum Kommunalen Finanzausgleich (Mittelherkunft und Verteilung)

    
11. Bericht des Stadtkämmerers zur aktuellen Haushaltssituation
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12. 14-A-02-0001

Inhalte und Struktur der weiteren Ausschuss-Arbeit, insbesondere Festlegung der 
Gesellschaften nach Nr. 6 des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 21.11.2013

ANLAGE: Beschluss des Beteiligungsausschusses Nr. 0006 vom 28.01.204

    
13. Verschiedenes

   Tagesordnung II 
    

1. 14-V-01-0005 DL 17/14-2

Bericht zum Projekt Walkmühle

    
2. 14-V-01-0007 DL 17/14-3

Ball des Sports 2015 - 2017 sowie Vertragsverlängerung für 2018 - 2027

    
3. 14-V-10-0005 DL 17/14-4

Freigabe von Mitteln des Hauptamtes für Maßnahmen im 2. Quartal 2014

    
4. 14-V-11-2001 DL 17/14-5

Beauftragung einer Mitarbeitendenbefragung im Jahr 2014. Kenntnisnahme der Fehlzeiten der 
Landeshauptstadt Wiesbaden

    
5. 14-V-12-0001 DL 17/14-6

Bürgerbeteiligung in Wiesbaden

    
6. 14-V-20-0004 DL 19/14-4, 18/14-2 

Umsetzung der Ergebnisse aus der Evaluation des Ratsinformationssystems; Durchführung der 
weiteren Ausbaustufen von WinKoSi und PiWi

    
7. 14-V-20-0005 DL 17/14-7

166. Vergleichende Prüfung "Konsolidierung Kreis Offenbach"
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8. 14-V-20-0006 DL 14/14-1

Investitionscontrolling 4. Quartal 2013

    
9. 14-V-20-0008 DL 16/14-2

Entwurf der Haushaltspläne 2014/2015 - Wirtschaftspläne der Verkehrsbetriebe

    
10. 14-V-20-0012 DL 14/14-2

Übersicht der durch den Magistrat bis 31.12.2013 genehmigten über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben

    
11. 14-V-20-0013 DL 14/14-3

Vorlage der durch den Stadtkämmerer bis 31.12.2013 genehmigten über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben

    
12. 14-V-20-0016 DL 16/14-3

Vorabfreigabe von Ortsbeiratsmitteln 2014

    
13. 14-V-40-0002 DL 12/14-2

Erich-Kästner-Schule; Schaffung von Differenzierungsräumen

    
14. 14-V-40-0003 DL 18/14-3, 12/14-3 

Hafenschule - Fritz-Brüderlein-Haus - Umbau wegen Schulentwicklung

    
15. 14-V-40-0006 DL 12/14-5

IM - Jahresabschluss 2012

    
16. 14-V-41-0002 DL 17/14-9

Vorabfreigabe Bereich Kultur 2. Quartal 2014

    
17. 13-V-51-0058 DL 16/14-1

Sanierung der Fußwegeverbindung zwischen Nerostraße und Lehrstraße (Bergelchen), 
Gestaltung des Lehrplatzes als Quartiersplatz und Erneuerung des Straßenraums Lehrstraße    
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18. 14-V-51-0004 DL 17/14-10

Vorabfreigabe eines Anteils der Bezuschussung zur Sicherstellung der Arbeit der "Kontaktstelle 
Gemeinschaftliches Wohnen"

    
19. 14-V-51-0006 DL 17/14-11

Vorabfreigabe von IM-Mitteln des Amtes für Soziale Arbeit im Bereich der KIndertagesstätten

    
20. 14-V-52-0001 DL 12/14-6

Instandhaltungs- und Investitionszuschüsse für vereinseigene Sportanlagen in 2014

    
21. 14-V-52-0002 DL 12/14-7

Zuschüsse für langlebige Sportgeräte; Verteilung der Haushaltsmittel 2013

    
22. 13-V-66-0240 DL 12/14-1

Mühlwiesenstraße K 647, Ausbau von Netzknoten 55 bis Netzknoten 56 in Wiesbaden-
Sonnenberg

    
23. 14-V-66-0303 DL 19/14-6

Wiederherstellung von Wirtschaftswegen in Wiesbaden und AKK 2014 - Vorabfreigabe

    
24. 14-V-66-0304 DL 19/14-7

Verkehrssicherung an Fahrbahnen und Gehwegen in Wiesbaden und AKK 2013

    
25. 14-V-70-0001 DL 17/14-12

Haushalt 2014/2015; Vorabfreigabe von Haushaltsmitteln für die Entsorgungsbetriebe

    
26. 13-V-80-2316 DL 13/14-4

Geplantes Wohngebiet Gräselberg "Auf den Eichen" - Ergebnisse der Machbarkeitsstudie und 
Ausrichtung eines städtebaulichen Wettbewerbes
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27. 13-V-80-8015 DL 13/14-5

Arbeitsmarktprojekt "Zusammenarbeit mit Integrationsfirmen ("Friedhofsteam")" - Verlängerung 
2014 bis 2016

    
28. 14-V-80-8002 DL 14/14-4

Teilnahme der Landeshauptstadt Wiesbaden an der Gewerbeimmobilienmesse Expo Real in 
München 2014

Nicht öffentliche Beratung:
    

29. 14-V-20-0007 DL 12/14-1 NÖ

Rechtliche Beauftragung zur Verifizierung eines Beihilfetatbestandes 

    
30. 14-V-20-0017 DL 19/14-1 NÖ, 18/14-1  NÖ

Jagdschloss Platte

    
31. 14-V-20-0019 DL 17/14-1 NÖ

Genehmigung eines Kassenkredites 

    
32. 14-V-20-0020 DL 17/14-2 NÖ

Liquiditätssicherung 

    
33. 14-V-80-2302 DL 17/14-4 NÖ

Grundsätzliches Verfahren bei Anpassung bzw. Verlängerung von Erbbaurechtsverträgen 

    
34. 14-V-80-2306 DL 19/14-2 NÖ

Steuernachzahlungen
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35. 14-V-80-2309 DL 19/14-3 NÖ

Ausübung eines Vorkaufsrechts 

Der Magistrat berät hierzu voraussichtlich am 25.03.2014.

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungs-
punkte zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Horschler
Vorsitzender


